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Flächenverbrauch stoppen 

• Mit welchen Strategien und Instrumenten möchten Sie den Flächenverbrauch reduzieren? 

Der steigende Flächenverbrauch ist das Resultat politischer Entscheidungen, die in 

Wirtschaftsfragen auf Profitmaximierung, Privatisierung und soziale Ungleichheit setzen. In 

Deutschland emittieren die reichsten 10 % genauso viel Kohlenstoffdioxid wie die gesamte ärmere 

Hälfte der Bevölkerung. Und der CO2-Anteil der Reichen steigt weiter. Einzelne Maßnahmen 

werden daher verpuffen, solange kein grundlegender Wandel in unserem wirtschaftlichen 

Handeln stattfindet, der das Gemeinwohl in den Mittelpunkt nimmt. 

Wir unterstützen eine naturnahe Stadtentwicklung, d.h. für uns: Neuen Wohnraum wollen wir 

vorrangig durch Nachverdichtung schaffen, um weitere Flächenversiegelung zu vermeiden. Hierzu 

dient auch die Förderung von Mischbebauung, also die Kombination von gewerblichen Bauten mit 

Wohnraum. Grundsätzlich muss klimafreundliches Bauen zum Standard werden, so wollen wir 

u.a., dass Projekte des Landes und geförderte Projekte nach Standards der DGNB (Deutsche 

Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen) oder vergleichbaren Standards zertifiziert werden.  

Das Thema Wohnen und Bauen berührt stark den Flächenverbrauch und ist zugleich ein wichtiges 

soziales Thema. Statt auf Leerstand zu spekulieren, wollen wir Leerstands- und 

Zweckentfremdungsstrafen einführen. Ein weiteres wichtiges Instrument ist für uns die Einführung 

eines Grund- und Bodenfonds, damit kommunale Flächen langfristig gesichert und im Sinne von 

Klimaschutz und Gemeinwohl genutzt werden. Diese Kriterien müssen sich auch in den 

Flächennutzungs- und Bebauungsplänen widerspiegeln. 

Zu einer naturnahmen Stadtentwicklung gehört das Schwammstadtkonzept, das wir in der 

Stadtplanung verankern wollen, um Überflutungen zu verhindern. Wir unterstützen außerdem ein 

Verbot von Schottergärten und kleintierundurchlässigen Einfriedungen. Zudem wollen wir eine 

breit angelegte Entsiegelungsmaßnahmen und den Ausbau der Stadtbegründung. Dazu gehören 

auch Fassaden- und Dachbegrünungen. 

Fläche gehört nicht nur uns, sie ist Grundlage für Natur und Lebewesen. Daher wollen wir eine 

Diversifizierung der Wälder zu klimastabilen, artenreichen Mischwäldern unter kommunaler oder 

landeseigener Kontrolle. Erträge müssen in die Pflege und den Waldumbau reinvestiert werden. 

Und wir wollen den Lebensraum von Wildtieren erhalten, indem wir uns für natürliche 

Regulierungen der Artbestände sowie Entwicklung und Förderung von Maßnahmen zur Lösung der 

Mensch-Wildtier-Konflikte einsetzen. 
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EU-Wiederherstellungs-Verordnung 

• Stehen Sie hinter der Umsetzung der EU-Wiederherstellungsverordnung? 

Die EU-Wiederherstellungs-Verordnung ist ein wichtiges Instrument, um nicht nur den 

gegenwärtigen Stand der Natur zu schützen, sondern perspektivisch auch weitere Teile in 

Lebensräume für Pflanzen, Tiere, Insekten und den Menschen zurück zu verwandeln. Aus diesem 

Grund stehen wir hinter der EU-Verordnung. 

• Wie möchten Sie die Ziele der Verordnung konkret im Land umsetzen? 

Um die Wiederherstellungs-Verordnung umzusetzen, müssen zunächst alle zentralen 

Akteur*innen an einen Tisch geholt werden, um die Ausweisung von Flächen und Maßnahmen zu 

besprechen. Dabei spielen die Natur- und Umweltschutzverbände ebenso eine wichtige Rolle, wie 

die Flächeneigentümer*innen im Land. Aus unserer Sicht sollte vor allem mit Fluss- und 

Bachläufen und deren direktem Umfeld begonnen werden, da diese ökologisch einen hohen 

Stellenwert haben und die Lebensadern für viele Tier- und Insektenarten bilden. Zur 

Renaturierung gehört jedoch auch eine Förderung für Flächeneigentümer*innen, welche einfach 

zu beantragen und abzurufen ist und die Ökosystemdienstleistung der jeweiligen Flächen 

berücksichtigt. 

Schulterschluss Artenvielfalt 

• Unterstützen Sie den „Schulterschluss Artenvielfalt“ und seinen bisherigen Ansatz? 

Die Bewahrung und Wiederherstellung der Natur und damit die Förderung von Natur- und 

Artenschutzprojekten ist uns ein besonders wichtiges Anliegen. Daher unterstützen wir den 

„Schulterschluss Artenvielfalt“ vollumfänglich. Nachhaltiger Wandel kann nur durch Dialog und in 

Einbezug aller betroffenen Gruppen stattfinden. Das Land Rheinland-Pfalz muss hierbei als 

Vermittlerin auftreten und den „Schulterschluss Artenvielfalt“ in einen permanenten Prozess 

übertragen. Wichtig ist aus unserer Sicht auch, ausreichend Anreize zu schaffen, damit die 

ambitionierten Ziele nicht verpuffen, sondern alle Akteur*innen am Ball bleiben. Aus unserer Sicht 

ist es sinnvoll, dass alle Maßnahmen im Bereich Renaturierung gebündelt werden und das Land 

hier Stellen schafft, um diese Beratung niedrigschwellig und ortsnah zur Verfügung zu stellen. 

• Halten Sie den Einsatz zusätzlicher finanzieller und personeller Ressourcen für erforderlich, 

und wenn ja: Wie sollten diese abgesichert werden? 

Für eine nachhaltige und erfolgreiche Umsetzung des Projekts halten wir weitere finanzielle 

Ressourcen für notwendig – die bereits angestrebten Fördermittel über die Gemeinsame 

Agrarpolitik (GAP) unterstützen wir und wollen zusätzlich ein Zukunftsinvestitionsprogramm von 

20 Milliarden aufsetzen, aus dem ebenfalls Mittel für den „Schulterschluss Artenvielfalt“ 

bereitgestellt werden sollen. Die genaue Verwendung der Finanzmittel sollte im Dialog mit den 



— 3 — 

 

Kooperationspartnern des „Schulterschluss Artenvielfalt“ bestimmt werden. Grundsätzlich sind wir 

dafür, dass Flächen, welche renaturiert oder aus der Bewirtschaftung genommen werden, auch 

gemäß ihrer Ökosystemdienstleistung bewertet werden und die Eigentümer*innen gefördert oder 

entschädigt werden. 

Wärmeversorgung 

• Wie wollen Sie Kommunen bei der klimaneutralen Ausgestaltung der Wärmeversorgung 

unterstützen? 

Das Land und die öffentliche Verwaltung hat immer auch eine Vorbildfunktion und muss daher in 

Sachen Klimaschutz und -neutralität voran gehen. Daher wollen wir grundsätzlich Kommunen mit 

finanziellen Mitteln ausstatten und entsprechende verlässliche gesetzliche Vorgaben für eine 

klimaneutrale Ausgestaltung der Wärmeversorgung schaffen.  

Zudem wollen wir ein Fördermittel-Beratungszentrum auf Landesebene einrichten, das u.a. 

Kommunen bei Fördermitteln z.B. zur Wärmeversorgung berät.   

Eine besonders wichtige Rolle spielt für uns der Ausbau der erneuerbaren Energien: Wir wollen 

massive öffentliche Investitionen in die Energieinfrastruktur, in billige und klimaschonende Wind- 

und Solarparks, Solaranlagen auf allen geeigneten Dächern von öffentlichen Gebäuden und eine 

funktionierende Unterstützung von Mieter*innen und Einfamilienhauseigentümer*innen für 

Balkon- und Aufdach-Solaranlagen. Wichtig ist und zudem der Ausbau der Förderung 

klimafreundlicher Heizsysteme bspw. durch Fernwärme und Wärmepumpen – hier müssen vor 

allem die Bedürfnisse der Bewohner*innen, nicht die der Immobilienkonzerne und 

Heizungsunternehmen im Vordergrund stehen. Um dies umzusetzen, werden wir Kommunen und 

Stadtwerke dabei unterstützen, entsprechende Kapazitäten aufzubauen. Subventionierte 

Mietmodelle und eine aktive Ausbaupolitik der Stadtwerke halten wir hierbei für besonders 

wichtige Baustein. 

• Sehen Sie einen Bedarf, die Wärmewende sozial abzufedern, und wenn ja: in welcher Form? 

Ja, den sehen wir. Denn gerade Haushalte mit niedrigen Einkommen geben am meisten für Strom, 

Heizung und Warmwasser aus. Es sind gerade die Reichen, deren CO2-Anteil weiter steigt und die 

Armen und Normalverdienenden, die die Folgen von Klimaverschmutzung tragen müssen. Daher 

wollen wir u.a. eine Förder- und Ausbaustrategie, die sicherstellt, dass Mieter*innen nicht die 

Kosten für energetische Sanierung und Dämmung von Außenwänden tragen, während die 

Vermieter*innen Gewinne einstreichen. Zudem wollen wir eine gesetzliche Deckelung der 

Sanierungsumlage auf Mietende. Besonders wichtig sind uns zudem obdachlose und 

wohnungslose Menschen – wir unterstützen daher den Ausbau von Housing First. Ein Programm, 

mit dem wohnungslos gewordene Menschen unmittelbar und für sie kostenfrei eine eigene, 

unbefristete Wohnung inkl. Strom und Wärme erhalten. 
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Zukunftsfähige Schieneninfrastruktur 

• Sehen Sie Bedarf für Streckenreaktivierungen in Rheinland-Pfalz? Wenn ja, an welchen 

Stellen? 

Einer unserer wichtigsten Forderungen ist der Ausbau eines verlässlichen ÖPNV, mit dem Ziel: 

barrierefrei und ticketlos. Hierzu zählt für uns auch die Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken 

wie beispielsweise den Abschluss der Sanierung der Hunsrück-Querbahn, den Wiederanschluss der 

Bahnstrecke Homburg-Zweibrücken oder den Abschluss des Ausbaus der Queichtalbahn. Die 

Reaktivierung und nachträgliche Elektrifizierung von Bahnstrecken dauert zu lange und hinkt den 

Bedarfen hinterher – vor allem daran muss sich etwas ändern. Neben dem Personalverkehr wollen 

wir auch den Gütertransport auf die Schiene bringen, hierfür wollen wir in Umschlagbahnhöfe und 

Gleisanschlüsse für Betriebe investieren. Dazu gehört auch: Die Elektrifizierung aller Bahnstrecken, 

der Einbau neuster Signaltechnik und der Ausbau von Lärmschutz. Beispielsweise wollen wir auch 

internationale Bahnverbindungen fördern – Rheinland-Pfalz liegt im Herzen Europas: Wir wollen 

den Ausbau des internationalen Bahnverkehrs, dazu gehört eine Regionalbahn zwischen Mainz 

und Straßburg sowie der Bau einer Hochgeschwindigkeitsstrecke Frankfurt – Paris über Mainz, 

Trier und Luxemburg. 

 

Wasserverfügbarkeit 

• Wie wollen Sie die Wasserverfügbarkeit sichern und Nutzungskonflikte zwischen 

Trinkwasserversorgung, Landwirtschaft, Industrie und Naturschutz künftig lösen? 

Wir wollen strenge Klimavorgaben bei der Wirtschaftsförderung durchsetzen: Gefördert werden 

dürfen nur CO₂-arme bzw. -senkende Technologien. Auch wollen wir klimafreundliche Industrien 

fördern – beides beinhaltet auch die Achtung des Wasserverbrauchs. Ein Landesvergabegesetz 

muss soziale, ökologische und tarifliche Kriterien zur Pflicht machen. Insgesamt wollen wir einen 

„Klimavorbehalt“ in allen Landesgesetzen und -förderprogrammen, das heißt, dass jede 

Maßnahme auf ihre Klimaverträglichkeit geprüft werden muss. 

Auch die Gründung einer landeseigenen Energiegesellschaft, die einen Schwerpunkt auf den Bau 

von Wind- und Solarparks legt sowie die Förderung von Energiegenossenschaften werden dazu 

beitragen, Nutzerkonflikte zu minimieren.  

Zudem wollen wir ein Landesprogramm für Kreislaufwirtschaft sowie eine Förderung der 

regionalen und ökologischen Landwirtschaft. Im Vordergrund muss zudem eine klimagerechte und 

möglichst regionale und saisonale Beschaffung stehen. Schulen, Kliniken und Kantinen sollen 

regional einkaufen. Schließlich trägt die Förderung pflanzlicher Produkte und die Beendigung von 

Subventionen in der Tierindustrie massiv zur Senkung des Wasserverbrauchs bei.  

Zur Reduzierung des Trinkwasserverbrauchs wollen wir die Installation von Grauwasseranlagen 

fördern. 
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Demokratische Zivilgesellschaft 

• Wie stellen Sie sicher, dass der verfassungsrechtliche Auftrag zum Schutz der natürlichen 

Lebensgrundlagen auch bei beschleunigten Planungs- und Genehmigungsverfahren gewahrt 

bleibt? 

Wir kritisieren am sog. „Bauturbo“ die fehlenden sozialen Kriterien, Bürger*innenbeteiligung 

sowie Umweltstandards. Hier braucht es die Verabschiedung von zusätzlichen Kriterien, die diese 

Lücken auffangen. Zudem wollen wir klare am Klima- und Artenschutz orientierte Kriterien im 

Landesvergabegesetz verankern und entsprechende Verstöße sanktionieren.   

• Welche Maßnahmen möchten Sie ergreifen, um die demokratische Zivilgesellschaft zu 

stärken?  

Wir sind davon überzeugt, dass eine starke demokratische Zivilgesellschaft dann entsteht, wenn 

sich Politik nach Gemeinwohl und sozialer Gerechtigkeit orientiert und Menschen nicht bloß als 

Arbeitskräfte versteht, sondern als selbstbestimmte Wesen mit dem Recht auf freie Gestaltung 

des eigenen Lebens und Mitgestaltung politischer Entscheidungen. Nach diesen Überzeugungen 

richtet sich unser Wahlprogramm. So wollen wir bspw., dass öffentliche Versorgung an erster 

Stelle steht – auch verfassungsrechtlich: Öffentliche Investitionen in Bildung, Wohnen, Gesundheit 

und Klimaschutz dürfen nicht unter Haushaltsvorbehalt gestellt werden. Wer eine starke 

demokratische Zivilgesellschaft will, muss in die öffentliche und soziale Infrastruktur investieren.  

Zudem wollen wir z.B., dass öffentliche Aufträge des Landes, der Kommunen und ihrer 

Unternehmen künftig ausschließlich an Anbieter*innen vergeben werden, die die für ihren Bereich 

geltenden Tarifverträge vollständig anwenden. Denn Demokratie beginnt am Arbeitsplatz, mit 

Mitsprache und guten Arbeitsbedingungen und Löhnen.  

Eine demokratische Zivilgesellschaft wird außerdem gestärkt, wenn niemand von ihr 

ausgeschlossen wird und jede Form von Diskriminierung, Ausgrenzung und Ungleichbehandlung 

ernst genommen wird. Daher befürworten wir ein Landesantidiskriminierungsgesetz. Klar ist für 

uns auch, dass eine Asylpolitik, die Bleibeperspektiven und Integrationsmöglichkeiten schafft, zur 

einer starken demokratischen Zivilgesellschaft beiträgt. 

   

Und schließlich sehen wir eine klare und sichtbare Haltung gegen den Rechtsruck als wichtigen 

Beitrag für Demokratie und Humanität. Dazu wollen wir den Antifaschismus als Staatsziel in der 

rheinland-pfälzischen Verfassung festschreiben. Wir wollen eine dauerhafte Finanzierung von 

antifaschistischen Projekten sowie die Förderung politischer Bildungsangebote – auch für 

Erwachsene. Hierfür wollen wir u.a. das Bildungsfreistellungsgesetz (sog. Bildungsurlaub) 

reformieren und Volkshochschulen als Orte demokratischer Bildung mit niederschwelligen und 

leicht zugänglichen Angeboten stärker fördern.  
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• Werden Sie dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz im Bundesrat zustimmen? 

Dringend notwendige Baumaßnahmen dauern in Deutschland einfach zu lange. Das liegt vor allem 

an komplizierten Genehmigungsverfahren und Durchführungsverordnungen. Wir vertreten die 

Ansicht, dass weniger Bürokratie und kürzere Wege besser für alle Menschen sind und sich damit 

auch auf allen Seiten viel Zeit und Kosten einsparen lassen. Wir würden uns somit klar für das 

Infrastruktur-Zukunftsgesetz aussprechen. Etwaige Verträglichkeitsprüfungen bleiben aus unserer 

Sicht damit nicht außen vor, sondern sollten früher als bisher mit in den Prozess integriert werden, 

damit sich insgesamt eine Straffung ergibt. 

Jugendpolitik 

• Wie wollen Sie sicherstellen, dass die Interessen der Jugend nicht nur “gehört” werden, 

sondern auch in politische Entscheidungen einfließen?  

Kinder und Jugendliche bei politischen Entscheidungen zu beteiligen, beginnt bei der Schaffung 

guter Lebensverhältnisse, Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten. Gute Bildung heißt für uns: 

Weg mit dem mehrgliedrigen Schulsystem, keine verpflichtenden Hausaufgaben und kostenloses 

Schulessen. Besonders Azubis, Studierende und junge Beschäftigte geben einen immer größeren 

Teil ihres Einkommens fürs Wohnen aus (teilweise über 50 %). Daher wollen wir bezahlbaren 

Wohnraum schaffen, z.B. durch den Ausbau einer landeseigenen und kommunalen 

Wohnungswirtschaft mit klarer Sozialbindung und Kostenmieten. Wir wollen existenzsichernde 

Ausbildungsvergütungen und die Einführung eines Landes-Kulturpasses für Kinder und Jugendliche 

bis zum 21. Lebensjahr, die in Rheinland-Pfalz ihren ersten Wohnsitzt haben. 

Insgesamt sehen wir mit Bewunderung das Engagement junger Menschen in Initiativen, 

Gewerkschaften, an Protesten, in Jugendparlamenten, der Landesschüler*innenvertretung und 

vielen weiteren Stellen. Häufig werden jedoch ihre Forderungen nicht ernst genommen, 

geschweige denn umgesetzt. Für uns ist es wichtig, ihre Beteiligung ernst zu nehmen und mit 

parlamentarischen Entscheidungen zu verbinden. Daher wollen z.B. die Stärkung und den Ausbau 

des Jugendlandesbeirates über die beratende Funktion hinaus. Wir wollen, dass Jugendliche aktiv 

Politik mitbestimmen und in diesem Sinne als Interessenvertretung verstanden werden.  

• Was halten Sie von der Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre?  

Angesichts von Generationengerechtigkeit und Zukunftsentscheidungen, die ganz wesentlich das 

spätere Leben von Jugendlichen betreffen, wollen wir für Landtags- und Kommunalwahlen das 

Wahlalter auf 16 Jahre senken. Das klappt auch in anderen Bundesländern und ermöglicht 

Jugendlichen Beteiligung und Mitbestimmung.  


